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			Alberto Fernández trifft Scholz

			Der argentinische Staatschef wird nach Deutschland reisen
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			Alberto Fernández.

			Alberto Fernández wird in der kommenden Woche nach Deutschland reisen. Das gab Präsidialamtssprecherin Gabriela Cerruti gestern bekannt. Dort ist am Mittwoch ein erstmaliges Gespräch mit Bundeskanzler Olaf Scholz geplant. Vorher will der argentinische Staatschef in Spanien Halt machen, wo er den dortigen Ministerpräsidenten Pedro Sánchez trifft. Zum Abschluss seiner Europa-Reise will Fernández noch in Paris halten. Dort könnte es eine Unterredung mit dem frisch wiedergewählten französischen Präsidenten Emmanuel Macron geben. „Es wird eine Reise sein mit dem Ziel, die Einfügung Argentiniens in die Welt fortzusetzen“, so Cerruti. Fernández will dabei um Investitionen in seinem Land werben und die wirtschaftlichen Beziehungen ankurbeln. Während Fernández’ Ortsabwesenheit wird seine Stellvertreterin, Vizepräsidentin Cristina Kirchner, die Regierungsgeschäfte führen.
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			„Auch nur ansatzweise Verständnis für Putin ist inakzeptabel“ 

			FES-Vorsitzender Martin Schulz im Tageblatt-Gespräch
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			Martin Schulz im FES-Büro in Buenos Aires mit einem Bild der SPD-Legende Willy Brandt. (Foto: FES)

			Buenos Aires (AT/mc) - Martin Schulz wurde einer breiten Öffentlichkeit bekannt als Präsident des Europaparlaments (2012 bis 2017) sowie als Kanzlerkandidat der SPD im Jahr 2017. Seit Dezember 2020 fungiert der Sozialdemokrat aus Nordrhein-Westfalen als Vorsitzender der SPD-nahen Friedrich-Ebert-Stiftung (FES). In dieser Eigenschaft reiste er im April nach Südamerika, wo er hochkarätige Gesprächspartner traf (wir berichteten). Dem Tageblatt gab Schulz nun ein Interview, in dem er auf seinen Besuch in der Region, aber auch auf die aktuelle Kriegssituation in Europa einging.

			Sehr geehrter Herr Schulz, was waren die Ziele und Anliegen Ihrer jüngsten Reise nach Südamerika?

			Weil ich wegen Corona lange nicht reisen konnte, war das erste Ziel, mir als Vorsitzender der Friedrich-Ebert-Stiftung einen Eindruck über die Arbeit unserer Büros in der Region zu verschaffen. Das, was ich gesehen habe, hat mich vollauf überzeugt. Eine tolle Arbeit unserer Büros! Speziell in Argentinien wollte ich außerdem möglichst viel über die Situation des Landes im Lichte des IWF-Kredits und der Mercosur-Verhandlungen erfahren.

			Den ehemaligen brasilianischen Präsidenten Lula hatten Sie schon 2018 im Gefängnis besucht? Wodurch erklärt sich Ihre besondere Beziehung zu ihm?

			Ich kenne Lula da Silva seit vielen Jahren. Ich habe ihn als Fraktionschef der Sozialdemokraten und Sozialisten im EU-Parlament getroffen, als Parlamentspräsident und als SPD-Parteivorsitzender. Ich würde von einer echten Freundschaft sprechen, habe ihn deshalb auch im Gefängnis besucht. Und natürlich fände ich es gut, wenn er im Oktober wieder als Präsident Brasiliens gewählt würde. 

			Präsident Alberto Fernández hat in seiner Eigenschaft als Celac-Vorsitzender vorgeschlagen, die Beziehungen zur Maduro-Regierung in Venezuela zu normalisieren. Halten Sie das für einen vernünftigen Schritt?

			Das kann ich aus Sicht des argentinischen Präsidenten verstehen. Wenn die Wieder-Annäherung dazu führt, dass Venezuela wieder ein Mindestmaß an Demokratie- und Menschenrechtsstandards einhält, ist das auch sicher hilfreich. Allein, mir fehlt im Moment der Glaube; deshalb halte ich persönlich die Annäherung für eher schwierig.
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			Teile der lateinamerikanischen Linken haben sich im Ukraine-Krieg auf die Seite Putins geschlagen. Wie erklären Sie sich ein solches Verhalten?

			Alte traditionelle Beziehungen und eine gewisse Distanz zu den Vereinigten Staaten könnten eine Erklärung sein. Ich finde aber, dass auch nur ansatzweise Verständnis für Wladimir Putin und seine Aggression nicht akzeptabel ist. Sie müssen wissen, zum ersten Mal seit 1945 haben in Europa am 24. Februar Soldaten Grenzen überschritten und einen Nachbarn zum Feind erklärt. Deshalb bedarf die Ukraine unserer vollen Unterstützung. Aber auch Herr Selenskyj muss sich öffentlicher Kritik stellen.

			Die argentinische Vizepräsidentin Cristina Kirchner hat dem Westen vorgeworfen, Invasionen nur dann zu verurteilen, wenn es ihm politisch gelegen kommt. Haben Sie Verständnis für derlei Relativierungen der aktuellen russischen Invasion?

			Das entspricht nicht den Tatsachen. Wir verurteilen den russischen Völkerrechtsbruch mit der gleichen Konsequenz wie den US-Einmarsch in den Irak. Verständnis für jedwede Relativierungen habe ich nicht.

			Wie sehen Sie das Verhalten der SPD-geführten Bundesregierung mit Blick auf den Ukraine-Krieg? Ist es zu halbherzig, wenn man an die weiterlaufenden Gasgeschäfte oder an das Thema der Waffenlieferungen denkt? Ist ein 100 Milliarden Euro-Programm für die Bundeswehr wirklich notwendig?

			Die Bundesregierung unterstützt die Ukraine in umfassender Weise. Gleichzeitig kann die deutsche Wirtschaft als größte und dynamischste Ökonomie in Europa nicht von einem Tag auf den anderen Gaslieferungen abstellen, ohne größere Folgeschäden zu verursachen. Denn das würde ganz Europa betreffen. Angesichts der russischen Aggression sind aber auch zusätzliche und umfassende Investitionen in die militärische Sicherheit erforderlich.
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			War speziell die SPD in der Vergangenheit zu russlandfreundlich?

			Das Prinzip der zivilen Konfliktlösung, des Vorrangs von Diplomatie, Dialog und der Vermeidung von Krieg und Konfrontation ist für Sozialdemokraten undiskutierbar. Der Vorrang des Multilateralismus hat nichts mit Russlandfreundlichkeit zu tun. Zu diesen Prinzipien steht die SPD. Im Übrigen: Im vergangenen Jahr hat Joe Biden Putin in Genf getroffen. War er deshalb russlandfreundlich?

			Sie haben sich sicher sehr gefreut, dass in Frankreich die Wahl von Marine Le Pen zur Präsidentin verhindert werden konnte. Weshalb war der Urnengang so wichtig für Europa?

			Stimmt, ich habe mich sehr gefreut. Der Ausgang war so wichtig, weil sich hier ein proeuropäisches Konzept der Zusammenarbeit von Staaten und Völkern gegen nationalen, rassistischen Chauvinismus durchgesetzt hat. Gefreut hat mich aber auch, dass in Slowenien am gleichen Tag eine Koalition aus proeuropäischen Parteien die Wahl gewonnen hat. Es war ein guter Sonntag für Europa. 

			Wie ist es derzeit um das Freihandelsabkommen zwischen der EU und dem Mercosur bestellt? Unterstützen Sie das Vorhaben?

			Ich habe jahrelang für das Abkommen gekämpft. Aber ich bin skeptisch, dass es bald kommt. Es hakt einfach überall, in Europa genauso wie in Lateinamerika. Bis es in Kraft tritt, dürfte noch einige Zeit vergehen.

			Welche Aufgaben haben Sie als Vorsitzender der Ebert-Stiftung? Welche Ziele verfolgt die Stiftung in Argentinien?

			Wir sind die größte politische Stiftung in Deutschland und Europa und weltweit in über 100 Ländern aktiv. Das Ziel ist ganz klar, in Argentinien wie überall: Eine enge Zusammenarbeit mit den demokratischen Institutionen, den Gewerkschaften und der Zivilgesellschaft des jeweiligen Landes. 

			Vielen Dank für das Gespräch.

			Die Fragen stellte Marcus Christoph.

			Weitere Informationen zur Friedrich-Ebert-Stiftung in Buenos Aires gibt es im Internet: https://argentina.fes.de Dort gibt es auch weitere Informationen zum Besuch von Martin Schulz (siehe Delegación de la FES en Argentina).
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			Selenskyj wie Putin

			Lula hält Selenskyj für Krieg genauso verantwortlich wie Putin
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			Luiz Inácio Lula da Silva. (Foto: dpa)

			Rio de Janeiro (dpa) - Der ehemalige brasilianische Staatschef Luiz Inácio Lula da Silva hat den ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Selenskyj für seine Haltung im russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine kritisiert. “Dieser Typ ist für den Krieg genauso verantwortlich wie Putin”, sagte Lula dem Magazin “Time” in einem am Mittwoch veröffentlichten Interview. Es sei unverantwortlich von westlichen führenden Politikern, Selenskyj zu feiern statt sich auf Verhandlungen hinter verschlossenen Türen zu konzentrieren. “Wir ermutigen diesen Typen - und dann denkt er, er sei das Sahnehäubchen.”
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			Er habe nie aufgegeben, sagte Lula mit Blick auf seine eigene Rückkehr in die erste Reihe der Politik. “Politik ist in jeder Zelle meines Körpers, weil ich einen guten Grund habe.” Der ehemalige brasilianische Staatschef will mit seinem früheren Kontrahenten Gerardo Alckmin in den Wahlkampf für eine mögliche Kandidatur bei der Präsidentschaftswahl in Brasilien im Oktober ziehen.

			Lula, 76, regierte Brasilien von 2003 bis 2011. Im Jahr 2018 wurde er wegen Korruption und Geldwäsche zu zwölf Jahren und einem Monat Haft verurteilt. Obwohl der populäre linke Politiker in den Umfragen vorne gelegen hatte, konnte er nicht an der Präsidentenwahl 2018 teilnehmen. Der rechtspopulistische Jair Bolsonaro gewann.

			Ein Richter am Obersten Gerichtshof in Brasília hob die Verurteilungen Lulas im März vergangenen Jahres auf, womit dieser seine politischen Rechte zurückbekam. Bald darauf kehrte er auch auf die politische Bühne zurück. In jüngsten Umfragen liegt Lula vor Bolsonaro, der sich eine weitere Amtszeit sichern will.
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			Kontinent in Kürze

			KOLUMBIEN

			Drogenboss ausgeliefert

			Bogotá - Rund sechs Monate nach seiner Festnahme ist Kolumbiens meistgesuchter Drogenboss und oberster Chef des kolumbianischen Drogenkartells „Clan del Golfo“ (Golf-Clan), Dairo Antonio Úsuga alias Otoniel, an die USA ausgeliefert worden. Dies teilte der kolumbianische Präsident Iván Duque am Mittwoch mit. Otoniel war Ende Oktober nach Angaben von Duque in seinem Dschungel-Versteck in der Region Urabá im Nordwesten des Landes festgenommen und in die Hauptstadt Bogotá gebracht worden. Seitdem war er in Haft.

			CHILE

			Schüsse bei Mai-Demo

			Santiago de Chile - Nach den Schüssen bei einer Demonstration zum 1. Mai in Santiago de Chile und mehreren Verletzten hat der chilenische Präsident Gabriel Boric Konsequenzen angekündigt. „Wir in der Regierung werden alle Mittel zur Verfügung stellen, damit nicht nur die Schuldigen festgenommen werden, sondern auch der Gerechtigkeit Genüge getan wird“, sagte Boric am Sonntagabend. Im Rahmen der Demonstration einer Gewerkschaft im Zentrum der Hauptstadt war es zu Krawallen gekommen. Zwei Personen ausländischer Nationalitäten, die mutmaßlich auf Demonstranten geschossen hatten, wurden festgenommen.
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			MEXIKO

			Hochzeit in Nazi-Kostümen

			Tlaxcala - Ein Paar in Mexiko hat nach einem Medienbericht mit Nazi-Uniformen und -Symbolen geheiratet. Das Simon-Wiesenthal-Zentrum verurteilte dies am Dienstag. „Wir hoffen, dass die mexikanischen Behörden die entsprechenden Maßnahmen ergreifen werden“, hieß es von der Organisation. Die Zeitung „Milenio“ hatte über die kirchliche Trauung des vom Nationalsozialismus begeisterten Beamten Fernando und seiner Frau Josefina am 29. April in Tlaxcala berichtet. Das Datum hatte sich demnach das Paar ausgesucht, weil es sich um den 77. Hochzeitstag von Adolf Hitler und Eva Braun handelte.

			ECUADOR

			Ausnahmezustand 

			Guayaquil - Ecuadors Präsident Guillermo Lasso hat wegen der zunehmenden Gewalt an den Ausnahmezustand in drei Provinzen des Landes ausgerufen. Die Maßnahme gilt seit Samstag für die Provinzen Guayas, Manabí und Esmeraldas, wie Lasso auf Twitter schrieb. Er kündigte eine „umfassende koordinierte Aktion“ zwischen der Polizei und den Streitkräften mit insgesamt 9000 Sicherheitskräften in den drei Provinzen an. Zudem gelte in einigen Gemeinden der Küstenregion für 60 Tage eine Ausgangssperre von 23 Uhr bis 5 Uhr. (dpa/mc)
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			Abtreibungsdebatte in den USA

			Durchgestochener Gerichtsentwurf sorgt für Proteste
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			„Mein Körper, meine Entscheidung“: Demonstrantinnen vor dem Obersten Gerichtshof der USA in Washington. (Foto: dpa)

			Washington (dpa/wvg) - Aus Sorge vor weitreichenden Einschränkungen des Rechts auf Abtreibung sind in mehreren Städten der USA Tausende Menschen auf die Straße gegangen. In Los Angeles kam es am späten Dienstagabend zu Auseinandersetzungen mit der Polizei. Ein Beamter sei verletzt worden, hieß es. Auch in anderen Städten gab es Proteste. Im Bundesstaat Oklahoma unterzeichnete der republikanische Gouverneur derweil ein Gesetz zur drastischen Verschärfung der Abtreibungsregelungen.

			Am Montagabend hatte das Magazin „Politico“ den Entwurf einer Urteilsbegründung des Obersten US-Gerichts veröffentlicht, wonach das liberale Abtreibungsrecht in den Vereinigten Staaten nach fast einem halben Jahrhundert gekippt werden soll. Der Supreme Court bestätigte zwar die Echtheit des Entwurfs, betonte aber, dass es sich weder um die endgültige Entscheidung noch um die endgültige Position irgendeines Richters handele.

			Mit der Entscheidung wird binnen zwei Monaten gerechnet. Wegen der Veröffentlichung leitete die Justiz eine Untersuchung ein. „Dies war ein einzigartiger und ungeheuerlicher Vertrauensbruch, der einen Affront gegen den Gerichtshof und die hier arbeitenden Staatsdiener darstellt“, kritisierte der Vorsitzende Richter John Roberts.

			Es gibt in den USA kein landesweites Gesetz, das Abtreibungen erlaubt oder verbietet. Abtreibungen sind aber mindestens bis zur Lebensfähigkeit des Fötus erlaubt - heute etwa bis zur 24. Woche. Grundlage dafür ist ein Urteil aus dem Jahr 1973, das als „Roe gegen Wade“ bekannt ist. Kippt der mehrheitlich konservativ besetzte Supreme Court die Rechtsprechung, wäre der Weg endgültig frei für schärfere Abtreibungsgesetze, bis hin zu Komplettverboten in einzelnen Staaten.
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			Das Abtreibungsrecht ist in den USA immer wieder Thema heftiger Auseinandersetzungen. Konservative Politiker versuchen seit langem, das Grundsatzurteil von 1973 zu kippen. Bidens Vorgänger Donald Trump und die Republikaner im Senat konnten während seiner Amtszeit drei Richter am Supreme Court platzieren, weswegen momentan sechs der neun Richter als konservativ gelten.

			Die Veröffentlichung des vertraulichen Papiers löste in der Regierung des demokratischen US-Präsidenten Joe Biden und in liberalen Teilen der Bevölkerung Empörung aus. Die Demokraten schrieben in einer Mail an Unterstützer, bei der Kongresswahl im November gehe es auch um das Abtreibungsrecht. Die Partei warb um Spenden. Umfragen zufolge laufen die Demokraten Gefahr, ihre Mehrheit im Repräsentantenhaus und im Senat zu verlieren. Das Thema Abtreibung könnte ihnen helfen, Anhänger zu mobilisieren.

			Inmitten der hitzigen Debatte unterzeichnete Oklahomas Gouverneur Kevin Stitt ein Gesetz zur drastischen Verschärfung der Regelungen in seinem Bundesstaat. Es verbietet Schwangerschaftsabbrüche, sobald ein Arzt bei einem Embryo oder Fötus den Herzschlag feststellen kann. Das kann bereits nach rund sechs Wochen sein, wenn manche Frauen noch nicht einmal wissen, dass sie schwanger sind.
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			Hitzewelle in Südasien

			Millionen leiden unter Extremtemperaturen
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			Neu Delhi (dpa) - Die Menschen in Indien und Pakistan leiden unter einer frühen und heftigen Hitzewelle. Die Temperaturen in weiten Teilen der Region sind auf deutlich über 40 Grad geklettert. Die Wetterdienste der beiden Nachbarländer sprechen Hitzewarnungen aus. Die Bürger versuchen, sich mit vielen Mitteln Kühlung zu verschaffen. Indien hat bereits den heißesten März seit Beginn der Wetteraufzeichnungen vor 122 Jahren erlebt.

			In Neu Delhi trinken schwitzende Menschen immer wieder Wasser, teils mit erfrischender Zitrone oder Mango, das sie an kleinen Ständen überall in der Stadt kaufen. Oder sie löschen ihren Durst mit Wasser aus Tontöpfen, die Leute für Passanten in den Straßen aufstellen. Einige kaufen vermehrt Wassermelonen und andere Früchte. Viele versuchen, sich unter Schatten spendenden Tüchern und Schirmen zu schützen und tragen helle, dünne Kleidung.

			Solche Hitze ist zwar grundsätzlich nichts Ungewöhnliches in Südasien. Aber derzeit bricht sie viel früher als sonst über die Region herein, wo derart hohe Temperaturen sonst oft erst im Mai und Juni erreicht werden. Die frühe Hitzewelle sei ein Warnsignal für das, was nun im Mai und Juni noch kommen werde, sagte Direktor Dileep Mavalankar vom Indian Institute of Public Health Gandhinagar. Die kühlenden Winde vom Arabischen Meer kämen derzeit nicht, erklärte der Meteorologe Sardar Sarfraz in der pakistanischen Millionenstadt Karachi.
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			Nach einer Analyse von Mariam Zachariah und Friederike Otto vom Imperial College London tritt extreme Hitze in Indien als Folge des Klimawandels häufiger auf als früher. „Vor dem Anstieg der globalen Temperaturen hätten wir die Hitze, die Indien in diesem Monat erlebt hat, etwa einmal in 50 Jahren erlebt“, sagte Mariam Zachariah. „Jetzt kommt so ein Ereignis viel häufiger vor - etwa alle vier Jahre. Und solange der Ausstoß von Treibhausgasen nicht gestoppt wird, wird ein solches Ereignis noch häufiger auftreten.“

			Die Hitze hat unter anderem Auswirkungen auf die Landwirtschaft. In den indischen Bundesstaaten Punjab, Haryana und Uttar Pradesh gab es unter anderem wegen der frühen Hitzewelle 10 bis 35 Prozent weniger Weizenertrag, wie die örtliche Zeitung „The Economic Times“ berichtete.

			Kürzlich gab es angesichts der Hitze auch Brände, etwa auf einer Mülldeponie in Delhi und in Wäldern in Pakistan. Und der meteorologische Dienst in der pakistanischen Region Chitral in der Nähe der afghanischen Grenze warnte angesichts des schnell schmelzenden Schnees beim Hindukusch vor einer Gletscherwasser-Ausbruchsgefahr.
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			Weltnachrichten

			WHO

			Corona-Tote

			Genf - Die Corona-Pandemie hat nach Schätzungen der Weltgesundheitsorganisation (WHO) 2020 und 2021 weltweit etwa 14,9 Millionen Menschen das Leben gekostet. Die Zahl umfasst sowohl verstorbene Corona-Infizierte als auch Menschen mit anderen Krankheiten oder Verletzungen, die wegen der Überlastung der Gesundheitssysteme nicht rechtzeitig behandelt werden konnten, wie die WHO am Donnerstag in Genf berichtete. Unter den Corona-Infizierten liegt die Todeszahl gemäß Meldungen der WHO-Mitgliedsländer weltweit jetzt bei etwas mehr als 6,2 Millionen.

			FRANKREICH

			Linksbündnis gegen Macron?

			Paris - In Frankreich wird ein Linksbündnis gegen den wiedergewählten Präsidenten Emmanuel Macron für die Parlamentswahlen im Juni immer wahrscheinlicher. Die Sozialisten handelten dazu mit der Linkspartei LFI eine Abmachung zum gemeinsamen Antreten aus, wie die Partei am Mittwoch in Paris mitteilte. Die Parteispitze muss der Vereinbarung allerdings noch zustimmen. An dem Wahlbündnis unter Federführung der Linkspartei wollen sich bereits die Kommunisten und die Grünen beteiligen. Ziel ist, eine linke Mehrheit in der Nationalversammlung zu gewinnen. Damit würde der Gestaltungsraum von Präsident Macron massiv eingeschränkt. Bei seiner Wahl bekam Macron auch viele Stimmen von linken Wählern, die mit seinem Kurs nicht einverstanden sind, die Rechtsaußen-Politikerin Marine Le Pen aber verhindern wollten. Macrons Partei „La République en Marche“ (LREM) kündigte am Donnerstag an, sich zur Parlamentswahl in „Renaissance“ umbenennen zu wollen.
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			EU

			EU-Parlament für Sperrklausel

			Straßburg - Düstere Aussichten für EU-Abgeordnete kleiner Parteien: Das Europaparlament hat sich für eine Sperrklausel bei den nächsten Wahlen für das EU-Parlament ausgesprochen. Damit könnten Politiker und Mitarbeiter von Parteien wie den Freien Wählern, der Satirepartei Die Partei oder der Tierschutzpartei bei den nächsten Wahlen ihre Mandate verlieren. Das EU-Parlament einigte sich am Dienstag auf eine gemeinsame Position zur Reform des Europawahlrechts. 323 Abgeordnete stimmten in Straßburg für einen entsprechenden Gesetzesvorschlag, 262 dagegen. Dieser sieht die Einführung einer Sperrklausel von 3,5 Prozent in den bevölkerungsreichsten EU-Staaten vor. De facto würde sich aber nur etwas für Deutschland ändern: In den anderen beiden betroffenen Ländern - Frankreich und Italien - gibt es bereits eine Prozenthürde. Bevor die Pläne Realität werden könnten, müssen die EU-Staaten zustimmen.

			FINNLAND

			NATO-Entscheidung

			Helsinki - Der finnische Präsident Sauli Niinistö will schon bald seinen eigenen Standpunkt in der Frage nach einer möglichen Nato-Mitgliedschaft seines Landes bekanntgeben. Er habe vor, seine Nato-Position spätestens am 12. Mai zu präsentieren, sagte Niinistö in einem am Samstag veröffentlichten Interview der Zeitung „Ilta-Sanomat“. An dem Tag tagen die finnischen Parlamentsfraktionen. Zwei Tage danach beabsichtigt auch die sozialdemokratische Partei von Ministerpräsidentin Sanna Marin, ihren Standpunkt darzulegen. Einen Entschluss zu einem möglichen finnischen Nato-Antrag treffen der Präsident und die Regierung letztlich gemeinsam. Vieles deutet aber darauf hin, dass Finnland in den kommenden Wochen eine Aufnahme in das Verteidigungsbündnis beantragen könnte.
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			PHILIPPINEN

			Wahlfeiertag

			Manila - Der philippinische Präsident Rodrigo Duterte hat den Tag der Präsidentenwahl (9. Mai) zum außerordentlichen Feiertag erklärt. Dies solle es den Bürgern ermöglichen, „ihr Wahlrecht ordnungsgemäß ausüben zu können“, sagte er gestern. Bei der Abstimmung am Montag ist der Sohn des früheren Diktators Ferdinand Marcos Umfragen zufolge klarer Favorit. Der wegen seines extrem harten Kampfs gegen Drogenkriminalität umstrittene Duterte darf laut Verfassung nicht für eine zweite Amtszeit kandidieren. Gewinnt Ferdinand „Bongbong“ Marcos Jr., so würde seine Familie 36 Jahre nach ihrer Vertreibung in den Malacañang-Palast in Manila zurückkehren. Das Marcos-Regime machte mit Mord, Folter und dem spurlosen Verschwinden politischer Gegner von sich reden.

			NIEDERLANDE

			Gedenken an Befreiung

			Den Haag - Im Zeichen der Solidarität mit den Opfern des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine haben die Niederländer ihre Befreiung von der Naziherrschaft vor 77 Jahren gefeiert. Vielerorts waren am Donnerstag offizielle Vertreter der Ukraine sowie ukrainische Kriegsflüchtlinge zu Befreiungsfestivals eingeladen, die am 5. Mai traditionell in allen Provinzen des Landes stattfinden. Die Teilnehmer waren aufgerufen, der notleidenden Bevölkerung der Ukraine sowie aller Menschen weltweit zu gedenken, die auf der Flucht vor Gewalt und Krieg sind. Das seinerzeit neutrale Königreich der Niederlande war am 10. Mai 1940 von Nazi-Deutschland überfallen worden, am 5. Mai 1945 wurde es von alliierten Truppen befreit. (dpa/wvg)
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			Wirtschaft
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			Leitzinssatz in den USA erneut erhöht

			Die US-Notenbank, Federal Reserve. hat am Mittwoch den Leitzins um 0,5 Prozentpunkte erhöht. Damit liegt er nun in der Spanne von 0,75% bis 1% . Es war die zweite Erhöhung des Leitzinses seit Beginn der Corona-Pandemie - und der erste Anstieg um 0,5 Prozentpunkte seit 22 Jahren. Für gewöhnlich zieht es die Fed vor, den Leitzins in Schritten von 0,25 Prozentpunkten anzuheben. Die jüngste Entscheidung des Zentralbankrats war von den Märkten weitgehend erwartet worden. Die Fed steht derzeit unter großem Druck, denn die Teuerungsrate ist so hoch wie seit Jahrzehnten nicht mehr. Analysten rechnen in diesem Jahr daher noch mit weiteren Zinsschritten. Bis Jahresende könnte der Leitzins bei oder knapp über 2% liegen. Auch will die Fed ihre infolge der Corona-Notprogramme auf rund u$s 8,9 Bio. angeschwollene Bilanz ab Juni nun rasch abbauen. Das wird den Märkten weitere Liquidität entziehen und Kredite verteuern.

			Notenbankchef Jerome Powell hatte Ende April erklärt, das Ziel sei es, die Werkzeuge der Zentralbank so einzusetzen, dass sich Angebot und Nachfrage wieder anpassten und die Inflation zurückgehe. Die Konjunktur solle sich in einer Weise abkühlen, die nicht einer „Rezession“ entspreche. Der Balanceakt werde nicht einfach sein, sagte er. 

			Erhöhungen des Leitzinses verteuern Kredite und bremsen die Nachfrage. Das hilft dabei, die Inflationsrate zu senken, schwächt aber auch das Wirtschaftswachstum. Für die Notenbank ist es daher ein gefährlicher Balanceakt: Sie will die Zinsen so stark anheben, dass die Inflation ausgebremst wird - ohne dabei gleichzeitig Konjunktur und Arbeitsmarkt abzuwürgen. (dpa)
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			Geschäftsnachrichten

			Volkswagen

			Die lokale VW kündigte am Mittwoch eine Investition von u$s 250 Mio. an, die vornehmlich dazu bestimmt ist, Qualitätsmotorräder der italienischen Ducati in Córdoba zu erzeugen. Außerdem soll der Pick-up Amarok erneuert werden, der seit 10 Jahren in der Fabrik in Pacheco, bei der Bundeshauptstadt, erzeugt wird. Die Investitionen erstrecken sich bis 2026. Die Motorräder sollen Ende 2022 auf den Mark kommen. Die VW-Fabrik wird die dritte sein, die Motorräder Marke Ducati außerhalb Italiens erzeugt. In den letzten Jahren hat VW in Argentinien schon über u$s 1 Mrd. investiert, wobei die Fabriken ständig modernisiert wurden. Anlässlich der Ankündigung empfingen Pablo Di Si, Exekutivdirektor von VW für Lateinamerika, und Thomas Owsianski, Präsident und CEO von VW Argentina, in Córdoba den Industriesekretär Ariel Schale, den argentinischen Botschafter in Brasilien, Daniel Scioli, den Botschafter der Bundesrepublik Deutschland, Ulrich Sante, den Bürgermeister des Bezirks Tigre, Julio Zamora, und den stellvertretenden Chef der SMATA-Gewerkschaft Mario Manrique. 

			Danone & CCU

			Die Firma Danone, die führend auf dem Gebiet des Mineralwassers ist (mit den Marken Villavicencio, Villa del Sur, Levité und Ser) hat die chilenische CCU als Partner aufgenommen. In Argentinien ist CCU schon als Bierfabrikant tätig, mit den Marken Schneider, Heineken, Imperial und Isenbeck, und steht nach Quilmes an zweiter Stelle. Durch die Partnerschaft ergeben sich mögliche Synergieeffekte beim Vertrieb der Getränke.

			[image: ]

			Vicentin & Bunge Corp

			Die multinationale Firma Bunge Corp., mit Sitz und New York, die früher Bunge & Born hieß und ihren Hauptsitz in Buenos Aires hatte, hat ihr Interesse bekundet, sich an der Übernahme von Vicentin zu beteiligen. Vor einigen Monaten haben Viterra Argentina (Tochtergesellschaft der Schweizer Firma Glencore), Molinos Agro (vom Konzern Perez Companc) und der Verband der Agrargenossenschaft ACA (Asociación de Cooperativas Agrícolas Argentinas) ein Übernahmeangebot beim zuständigen Konkursgericht eingereicht, das die Zustimmung der Mehrheit der 1.629 Gläubiger erreicht hat. Die Gesamtschuld beträgt u$s 1,35 Mrd. Bunge ersetzt bei der Gruppe, die das Übernahmeangebot eingereicht hat die Firma Molinos Agro. Die Mitwirkung von Bunge, einem der wenigen internationalen Getreide- und Ölsaathändler der Welt, mit einer langen Tradition auf diesem Gebiet, verbessert die Übernahmeofferte qualitativ, da es dabei besonders um die Umschuldung der Passiven geht, und die Gläubiger dabei in die Seriosität und Zahlungsfähigkeit der neuen Besitzer vertrauen müssen.

			Bioceres

			Dieses rein argentinische Unternehmen hat einen Samen von Sojabohne entwickelt, der eine große Widerstandsfähigkeit gegenüber Dürre aufweist, und 2015 von den zuständigen argentinischen Behörden genehmigt wurde. Im Jahr 2019 wurde der Samen auch von den Behörden der USA, Brasilien, Paraguay und Kanada genehmigt. Jetzt hat auch das chinesische Landwirtschaftsministerium den Import dieses Samens zugelassen. Die Technologie HB4, um die es hier geht, wurde von Bioceres in Zusammenarbeit mit dem Institut für landwirtschaftliche Biotechnologie der Universität von Santa Fe entwickelt, das von Raquel Chain geleitet wird. Dieses Institut arbeitet eng mit dem nationalen Rat für Wissenschaft und Technologie, CONICET, zusammen. China ist der größte Importeur von argentinischer Sojabohne. 2021 wurden 3,7 Mio. Tonnen Sojabohne an China geliefert. 70% der gesamten Exporte dieses Produktes, für einen Wert von fast u$s 2 Mrd.

			Whirlpool Argentina

			Dieses Unternehmen hat die Investition in eine neue Waschmaschinenfabrik im Vorort Pilar von u$s 40 auf u$s 50 Mio. erhöht. Die Fabrik wird eine Kapazität von 300.000 Waschmaschinen pro Jahr haben und 400 Personen beschäftigen. Die Fabrik soll im Juli dieses Jahres eingeweiht werden. Es ist vorgesehen ca. zwei Drittel der Produktion nach Brasilien u.a. Länder in Lateinamerika zu exportieren.
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